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Betriebssatzung 

für den Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Uelzen 
 
Aufgrund der §§ 10 und 140 Niedersächsisches Kommunalverfasssungsgesetz (NKomVG) 
vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) i. V. m. der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) vom 
27.1.2011 (Nds. GVBl. S. 21) hat der Kreistag des Landkreises Uelzen in der Sitzung am 
01.11.2011 folgende Betriebssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Eigenbetrieb, Name, Stammkapital 

 
(1) Der Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises Uelzen wird als organisatorisch, verwal-

tungsmäßig und finanzwirtschaftlich gesondertes Unternehmen ohne eigene Rechtsper-
sönlichkeit (Eigenbetrieb) nach der Eigenbetriebsverordnung und den Bestimmungen 
dieser Satzung geführt. 
 

(2) Der Eigenbetrieb führt den Namen „Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Uelzen“. 
 

(3) Das Stammkapital des Eigenbetriebes beträgt 1.003.156,37 Euro. 
 

§ 2 
Gegenstand und Aufgabe des Eigenbetriebes  

 
(1) Gegenstand und Aufgabe des Eigenbetriebes ist die Abfallentsorgung im Landkreis Uel-

zen nach Maßgabe der abfallrechtlichen Vorschriften und der Satzung über die Abfallent-
sorgung im Landkreis Uelzen (Einsammlung, Beförderung, Lagerung, Behandlung, Be-
seitigung und Verwertung von Abfällen) inkl. der erforderlichen verwaltungsmäßigen Ar-
beiten. 
 

(2) Der Eigenbetrieb kann im Rahmen des § 136 NKomVG bei Bedarf weitere Aufgaben des 
eigenen Wirkungskreises übernehmen, soweit sie einer sachgerechten Wahrnehmung 
der Aufgaben der Abfallwirtschaft dienen. 

 
§ 3 

Zusammensetzung und Zuständigkeiten der Betriebslei tung  
 
(1) Die Betriebsleitung besteht aus einem Betriebsleiter und einem stellvertretenden Be-

triebsleiter. Sie werden vom Hauptverwaltungsbeamten bestimmt. 
 

(2) Die Betriebsleitung leitet den Eigenbetrieb selbständig und führt dessen laufende Ge-
schäfte. Dazu gehören insbesondere 

 
1. Maßnahmen im Bereich der Aufbau- und Ablauforganisation, 
2. die Aufstellung des Wirtschaftsplanes, des Finanzplanes und des Jahresabschlusses, 
3. die Entscheidung über Mehrausgaben für Einzelvorhaben im Sinne von § 15 Abs. 3 

Satz 2 EigBetrVO bis zu einem Betrag von 25.000 Euro (Netto-Rechnungsbetrag), 
4. die Entscheidung über Verfügungen und Rechtsgeschäfte mit Wertgrenzen (Netto-

Rechnungsbeträge) bis zu  
 

a) 250.000 Euro bei Verträgen über Lieferungen und Leistungen, einschließlich 
Bauleistungen und Anschaffungen im Rahmen des Vermögensplanes, 

b) 50.000 Euro beim Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen Rech-
ten, 
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c) 50.000 Euro bei Verfügungen über das Betriebsvermögen, einschließlich der 
Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten, 

d) 50.000 Euro beim Abschluss von Miet- und Pachtverträgen (Jahresbeträge). 
 
(3) Die Betriebsleitung hat den Betriebsausschuss und den Hauptverwaltungsbeamten min-

destens halbjährlich über die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie über die 
Abwicklung des Vermögensplans schriftlich zu unterrichten.  
 

(4) Die Betriebsleitung hat den Jahresabschluss und den Lagebericht innerhalb von vier Mo-
naten, ausnahmsweise spätestens sechs Monate nach Schluss des Wirtschaftsjahres vor-
zulegen. 

 
§ 4 

Zusammensetzung und Zuständigkeit des Betriebsaussc husses  
 

(1) Der Betriebsausschuss „Abfallwirtschaft“ besteht aus sieben stimmberechtigten Kreistags-
abgeordneten und einem stimmberechtigten Vertreter der Beschäftigten. Für die Bildung 
und das Verfahren gelten die §§ 71 bis 73 NKomVG sowie die Geschäftsordnung des 
Kreistages. 
 

(2) Dem Betriebsausschuss werden alle Angelegenheiten des Eigenbetriebes, die weder der 
Beschlussfassung des Kreistages bedürfen, noch in die Zuständigkeit des Hauptverwal-
tungsbeamten oder der Betriebsleitung fallen, zur Entscheidung übertragen. Zudem berei-
tet er vor dem Kreisausschuss die den Eigenbetrieb betreffenden Beschlüsse des Kreista-
ges vor. Der Betriebsausschuss entscheidet insbesondere über 

 
1. Mehrausgaben für Einzelvorhaben im Sinne von § 15 Abs. 3 Satz 2 EigBetrVO, wenn 

ein Betrag in Höhe von 25.000 Euro (Netto-Rechnungsbetrag) überschritten wird und 
eine Deckung im Rahmen der gegenseitigen Deckungsfähigkeit nicht gegeben ist, 

2. Verfügungen und Rechtsgeschäfte, bei denen die Wertgrenzen nach § 3 Abs. 2 Nr. 4 
überschritten werden. 
 

(3) In dringenden Fällen, in denen die vorherige Entscheidung des Betriebsausschusses nicht 
eingeholt werden kann, ordnet die Betriebsleitung im Einvernehmen mit dem Hauptverwal-
tungsbeamten die notwendigen Maßnahmen an. Die Betriebsleitung hat den Betriebsaus-
schuss unverzüglich hiervon zu unterrichten. 
 

 
§ 5 

Aufgaben des Hauptverwaltungsbeamten   
 
(1) Der Hauptverwaltungsbeamte ist Dienstvorgesetzter der Betriebsleitung und des bei dem 

Eigenbetrieb beschäftigten Personals. Er nimmt die Fachaufsicht über den Eigenbetrieb 
wahr. 
 

(2) Vor der Erteilung von Weisungen durch den Hauptverwaltungsbeamten soll die Betriebs-
leitung gehört werden. 

 
§ 6 

Vertretung des Eigenbetriebes  
 
In Angelegenheiten des Eigenbetriebes, die der Entscheidung der Betriebsleitung unterliegen, 
zeichnet die Betriebsleitung unter Zusatz des Namens des Eigenbetriebes. Im Übrigen vertritt 
der Hauptverwaltungsbeamte den Eigenbetrieb. 
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§ 7 
Wirtschaftsplan und Finanzplan 

 
(1) Der Wirtschaftsplan ist rechtzeitig von der Betriebsleitung aufzustellen und über den 

Hauptverwaltungsbeamten dem Betriebsausschuss vorzulegen. Dieser leitet ihn mit dem 
Ergebnis seiner Beratung über den Kreisausschuss an den Kreistag zur Beschlussfassung 
weiter. 
 

(2) Die Betriebsleitung stellt den Finanzplan auf und legt ihn gleichzeitig mit dem Wirtschafts-
plan über den Hauptverwaltungsbeamten dem Werksausschuss vor. Der Finanzplan ist 
über den Kreisausschuss dem Kreistag zur Kenntnis zu geben. 

 
§ 8 

Sonderkasse  
 
(1)  Für die Sonderkasse des Eigenbetriebes gelten die Vorschriften des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes und der Gemeindehaushalts- und –kassenverordnung 
(GemHKVO), soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 
 

(2)  Die Kassenaufsicht führt die Betriebsleitung. 
 

§ 9 
Dienstanweisung 

 
Der Hauptverwaltungsbeamte erlässt im Einvernehmen mit der Betriebsleitung eine Dienst-
anweisung für den Eigenbetrieb zur Regelung der inneren Organisation, des Geschäftsab-
laufs, der Vertretung der Betriebsleitung im Verhinderungsfall sowie der Führung der Kassen-
geschäfte. 
 

§ 10 
Inkrafttreten  

 
Diese Betriebssatzung tritt am 1.1.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung vom 
27.6.2001 und die 1. Änderungssatzung vom 19.3.2002 außer Kraft. 
 
 
Uelzen, den 08. November 2011 
 
 
 

Gez. Dr. Blume 
 

Landkreis Uelzen 
Der Landrat 

 
 
 
 
 


